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Ihr Völker Europas; 
Schaut auf 
das Mittelmeer! 


[vr 
ARD-Tagesthemen, 7.8.2017 (Bildschirmausdrucke) 


Hunderte junge, halbnackte Schwarzafri- 
kaner durchbrechen in Ceuta (Marokko/ 
Spanien) die Grenze zu Europa. Wer bei 
solchen Bildern noch von »Flüchtlingen« 
spricht, lügt und betrügt! 

Es sind die Vorhuten einer Völkerwanderung, 
die Europa überfluten wird, wenn wir sie 
zulassen! 
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Das offene Wort 


Was muß eigentlich 
noch passieren? 


Am 7.8.2017 flimmerten die 
auf Seite 1 dokumentierten 
Bilder über die Bildschirme. 
ARD-Tagesschau und Tages- 
themen zeigten sie, berichte- 
ten kurz, und dabei blieb es. 


Kein »ARD-Extra«, kein 
Kommentar über dieses Me- 
netekel, das eindringlich auf- 
zeigt, daß die Tage Europas 
gezählt sind, wenn diesem 
Ansturm kein Ende gemacht 
wird. 


Millionen Zuschauer (auf 
neudeutsch »Konsumenten« 
genannt) haben das gese- 
hen, weitere Millionen Inter- 
net-Nutzer (auf neudeutsch 
»user« genannt) ebenfalls, 
aber keiner rührte sich. 


Keiner wachte auf, keiner 
ging auf die Straße, keiner 
schlug die Faust auf den 
Tisch und überlegte, was er 
selbst tun könnte, daß damit 
endlich Schluß ist (Ausnah- 
men bestätigen die Regel, 
aber mit denen darf man ja 
als ordentlicher Staatsbürger 
nicht verkehren, denn das 
sind ja »Populisten« oder gar 
»Rechtsextreme«). 


Daß die Massenmedien, die 
Tageszeitungen, diese »apo- 
kalyptischen Szenen« (so 
Ex-MaB Vera Lengsfeld), de- 
ren Bedeutung und Aussich- 
ten für die Zukunft nicht groß 
herausstellten, versteht sich 
von selbst. 


Wir haben nicht nur eine 
»Lügenpresse«, sondern 
auch eine »Verschweige- 
presse«. 


Was muß eigentlich noch 
passieren, ehe in Deutsch- 
land die Alarmsirenen auf- 
heulen? 


Das fragt sich 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Der Sturm kommt noch! 


Direkt vor den Augen Euro- 
pas spielen sich absurde bis 
apokalyptische Szenen ab. Es 
braut sich eine Krise zusam- 
men, die jene von 2015 in den 
Schatten stellen wird. 


Aber die Europäer, vor allem die 
Deutschen, spielen das infantile 
Spiel aller Kinder: Wenn ich das 
Unheil, das auf mich zukommt, 
nicht sehe, sieht es mich auch 
nicht. Das hat sich zwar immer 
als fataler Irrtum erwiesen, aber 
es scheint nicht möglich zu sein, 
daraus zu lernen. 


In den Medien wird mehr als zu- 
rückhaltend berichtet. Das trifft 
vor allem auf Deutschland zu. Bri- 
tische Medien berichten offener, 
wie die »Retter« der verschiede- 
nen NGOs (sogenannte »Nicht- 
regierungsorganisationen«) die 
»Flüchtlinge« aufnehmen, die 
von kriminellen Schleppern auf 
Schlauchboote gepfercht werden 
und damit die Krise anheizen. 


Nach dem »Deal« mit der Türkei 
war und ist das »Flüchtlingspro- 
blem« keineswegs gelöst, die 
Schlepperrouten haben sich nur 
auf das westliche Mittelmeer ver- 
lagert. Und zusätzlich entschei- 
den die türkischen Behörden, wer 
von dort weiter nach Europa darf 
und wer nicht. In der Regel wer- 
den gut ausgebildete Menschen 
zurückgehalten. Nach Europa 
dürfen Kranke, Kriminelle und 
Analphabeten. Die Eurokraten 
spielen dieses unwürdige Spiel 
mit, weil sie sich von Erdoğan 
abhängig gemacht haben und 
fürchten, daß er Hunderttausen- 
de nach Europa in Marsch setzen 
könnte. 


Der Brüsseler Plan, die »Flücht- 
linge« über einen Zwangsver- 
teilungs-Schlüssel über die EU- 
Mitgliedsländer zu verteilen, ist 
längst Makulatur. Selbst wenn 
das versucht werden sollte, be- 
deutet das nicht, daß die so ver- 
teilten »Flüchtlinge« nicht sehr 
schnell dorthin weiterreisen wür- 


SPIEGEL DER ZEIT 
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Vera Lengsfeld, von 1990 bis 2005 
Mitglied des Bundestages, von den 
Grünen zur CDU gewechselt. Hier 
eine Zusammenfassung ihres län- 
geren Beitrags. 


den, wo die Zuwendungen am 
höchsten sind. Das ist nur noch 
Deutschland, da Schweden und 
Österreich bereits angekündigt 
haben, keine Migranten mehr 
verkraften zu können und Frank- 
reich höchstens eine symboli- 
sche Zahl aufnehmen wird. 


Immer mehr EU-Mitgliedsländer 
wehren sich gegen die vom ehe- 
maligen EU-Kommissar Frans 
Timmermans verkündete Zu- 
kunftsvision, die Zukunft der 
Menschheit beruhe nicht länger 
auf einzelnen Nationen oder 
Kulturen, sondern auf einer ver- 
mischten Superkultur, wozu »mo- 
nokulturelle Staaten« ausradiert 
werden müßten. 


Bis zur Bundestagswahl aber 
sollen alle diese Probleme un- 
ter der Decke gehalten werden. 
Danach wird der Sturm auf 
Deutschland losgehen. 


ZUM NACHDENKEN: 


Das Thema Asylpo- 
litik wird solange in 
Deutschland disku- 


tiert, bis kein einzi- 
ger Deutscher mehr 
da ist, um darüber zu 
diskutieren. 
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»Wir brauchen jedenfalls eine natio- 
nale Krafianstrengung zur Rückführung 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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derer, die abgelehnt wurden.« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel beim Deutschlandtag der Jungen Union am 15.10.2016 in Paderborn 


Die Wirklichkeit 
sieht anders aus! 


Statt sich an dieser nationalen 
Kraftanstrengung zu beteiligen, 
ruft eine staatlich geförderte Ge- 
werkschaft zum Widerstand ge- 
gen Recht und Gesetz auf! 


Sollte auf eine Gewerkschaft der 
Begriff »links-rot-grün versifft« 
zutreffen, dann auf die Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissen- 
schaft (GEW). 


Zwar ist die 68er-Generation in 
den unverdienten Ruhestand ge- 
treten, doch »der Schoß ist wei- 
terhin fruchtbar«. Die GEW hat 
etwa 280.000 Mitglieder und ihr 
Einfluß auf unsere Gesellschaft 
ist beträchtlich. 


Württemberg der GEW in Zusam- 
menarbeit mit dem Flüchtlingsrat 
seine Mitglieder auf, Abschiebun- 
gen selbst rechtskräftig zur Aus- 
reise Verpflichteter zu verhindern 
oder zu erschweren. 


Dafür gibt es den Leitfaden: 
»Handlungsanleitung 
bei drohender 
Abschiebung eines 
Kindes oder eines 
Jugendlichen« 


Hier einige Auszüge: 


»Kooperationspflicht? 

« Die Schulleitung muß bei der 
Vorbereitung der Abschiebung 
nicht kooperieren. 


N Die Verunsicherung tes sem Sch 
Sisherniumman Seh 


Gemmturat / 
Krug und Winsen 
batra Wurnzmtens 


HANDLUNGSANLEITUNG BEI 
DROHENDER ABSCHIEBUNG EINES 
KINDES ODER EINES JUGENDLICHEN 


~ un .geundg 
Yan he Abs toung verbundene him ruhe pentas statane are? Af 


Wenn man sich vor Augen führt, 
daß genau diese »Pädagogen«, 
in den verschiedensten Funktio- 
nen, unsere Jugend mehr oder 
weniger subtil mit ihrer rot-grü- 
nen Weltauffassung »erziehen«, 
müssen wir uns über die verque- 
ren Ansichten eines Teils der Be- 
völkerung nicht wundern. 


Nicht subtil, sondern ganz direkt 
ruft der Landesverband Baden- 


e Schulleitungen müssen An- 
fragen der Polizei, wann ein/e 
Schüler/in Unterricht hat und wo 
sie/er anzutreffen sei, nicht be- 
antworten. 


e Im Falle einer polizeilichen 
Anfrage ist der Angefragte be- 
rechtigt, hiervon den Betroffenen 
zu unterrichten. Es besteht kei- 
ne Schweigepflicht. Das Verbot, 
eine Abschiebung vorher anzu- 


kündigen, betrifft nur die Auslän- 
derbehörde. 


e Der Unterrichtende hat auch 
keine Sanktionen zu befürchten, 
falls aufgrund seiner Information 
die geplante Abschiebung nicht 
oder nicht wie vorgesehen durch- 
geführt werden kann. 


Weitere Handlungsschritte 


e Verständigen Sie sofort den 
Anwalt des/der Geflüchteten, am 
besten per Telefon. 


« Informieren Sie Familienange- 
hörige und Unterstützer/innen; 
holen Sie die Presse. 


e Versuchen Sie zu klären, ob 
überhaupt die Voraussetzungen 
für eine Abschiebung vorliegen. 
Verweisen Sie ggf. auf noch 
laufende Gerichtsverfahren und 
bitten Sie den polizeilichen Ein- 
satzleiter, dem bei der Ausländer- 
behörde nachzugehen. 


e Bestehen ernsthafte Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit, sollte 
vom Geflüchteten oder einem 
durch schriftliche (!) Vollmacht 
Beauftragten ein formloser An- 
trag an das Verwaltungsgericht 
gerichtet werden, die Abschie- 
bung einstweilen zu untersagen. 


« Sofern die Polizei den Geflüch- 
teten in Abschiebehaft nimmt, 
ist nicht das Verwaltungsgericht 
zuständig, sondern das Amts- 
gericht. Für die dort erfolgende 
Anhörung kann eine Person des 
Vertrauens zugezogen werden. 


Unterstützung anbieten und 
ergebnisoffen beraten 


« Sprechen Sie mit dem betrof- 
fenen Kind/Jugendlichen oder 
seinen Eltern und bieten Sie Un- 
terstützung an. Ein erster Schritt 


AUFSTAND DER UNANSTÄNDIGEN 
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kann auch sein, eine Anlaufstel- 
le für Geflüchtete zu bilden, um 
dadurch deutlich zu machen, daß 
die Schule sich kümmern will. 


e Finden Sie heraus, was ge- 
wünscht ist und was passieren 
soll. Nicht immer ist der Versuch, 
eine Abschiebung mit allen Mit- 
teln zu verhindern der angemes- 
sene. Wer abgeschoben wird, hat 
eine mehrjährige Einreisesperre 
und muß die Kosten der Abschie- 
bung tragen. Wer „freiwillig“ aus- 
reist, kann u.U. noch Unterstüt- 
zung vom Staat bekommen. Bei 
der Caritas oder der Diakonie 
werden Betroffene ergebnisoffen 
beraten. 


Juristische Intervention 


e Schalten Sie so früh wie mög- 
lich einen erfahrenen Anwalt ein 
(Klage einlegen, Härtefallantrag 
stellen, rechtliche Abschiebehin- 
dernisse, z.B. Krankheit, prüfen, 
usw.) Die Klagefrist beim Verwal- 
tungsgericht beträgt ein bis zwei 
Wochen. Adressen von Anwälten 
in der Nähe finden Sie auf der 
Website des Landesflüchtlings- 
rates. 


e Anwälte kosten in der Regel. 
Sammeln Sie Geld (Spenden- 
fonds, Solidaritätskonto) für die 
rechtsanwaltliche Unterstützung 
(z.B. im Unterstützungsnetzwerk 
im Kollegium, über Benefizveran- 
staltungen, usw.). Erörtern Sie, 
ob Kirchenasyl eine Option ist? 


Netzwerk bilden 


« Gründen Sie ein Unterstützer- 
netzwerk. Wer im sozialen Um- 
feld und darüber hinaus kann und 
will unterstützen? 


e Welche Form der Unterstüt- 
zung ist leistbar? Eine Gruppe 
bei einem Messenger-Dienst 
oder eine Telefonkette für schnel- 
le Informationsübermittlung so- 
wie eine Kontaktmöglichkeit für 
den Notfall sind hilfreiche Tools. 


Öffentlichkeit herstellen 


« Beraten Sie mit Menschen, die 
Erfahrung in der Unterstützung 
von Flüchtlingen haben, ob es 
sinnvoll ist, an die Öffentlichkeit 
zu gehen oder eher diplomatisch 


www.un-nachrichten.de 


= 
= 
s 
5 
2 
T 
3 
lz 
2e 
a 
> 
[v0] 
o 
(©) 
Ed 
2 
= 
© 
Kal 
© 
© 
17] 
Kol 
Ej 
3 
8 
© 
md 


in den Kontakt mit den Behörden 
zu treten. 


e Pressearbeit 


« Information der Schulöffent- 
lichkeit, Resolution der SMV und 
der Schulkonferenz 


e Kreative Protestaktionen (Lich- 
terkette, Straßentheater, Fuß- 
gängeraktion, Demonstration vor 
dem Landtag, usw.) 


e Unterschriftenlisten 


« Politiker (Kommunal-, Landes- 
und Bundestagsabgeordnete) an- 
sprechen 


e Unterstützung von örtlichen 
„Würdenträger/innen“ gewinnen 
(Kirchenvertreter/innen, Bürger- 
meister/in, _Schuldirektor/innen 
(Sport-) Vereine, etc.) 

e Petition beim Landtag einrei- 
chen.« 


Tolle »ErzieherInnen«! 


Soweit die hilfreichen Hinweise 
dieser »Erziehungs«-Gewerk- 
schaft, um Abschiebungen zu 
verhindern. 


Nun kann man trefflich darüber 
streiten, ob es sinnvoll und ziel- 
führend ist, einen Schüler aus 
dem Unterricht zu holen, um ihn 
vor aller Augen, zum Teil unter 
Gewalteinwirkung, aus dem Un- 
terricht zu holen. 

Dies ändert allerdings nichts an 
der Tatsache, daß es nicht Auf- 
gabe einer Gewerkschaft sein 
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kann, Hilfestellung bei der Ver- 
hinderung von Abschiebungen 
zu leisten. Dies hat auch nichts 
mit einer eventuell noch nach- 
vollziehbaren Fürsorgepflicht des 
Lehrkörpers zu tun. 


Dieses grenzwertige Treiben der 
GEW hat allerdings Tradition. 
Bereits im Jahre 2006 gab der 
Landesverband der GEW Ber- 
lin einen »Notfall-Leitfaden zur 
Verhinderung von Abschiebun- 
gen« heraus. Auch hier wurden 
»nützliche« Hinweise den »Päd- 
agogen« an die Hand gegeben, 
vergleichbar mit dem oben Be- 
schriebenen. 


Sollte einer unserer Leser recht- 
liche Schritte gegen die GEW in 
Erwägung ziehen, so können wir 
wenig Hoffnung machen: 


Das Innenministerium des Lan- 
des Baden-Württemberg unter- 
stellte zwar der GEW-Vorsitzen- 
den Doro Moritz, »sich außerhalb 
der Rechtsordnung zu stellen«. 
Sie würde »dem Rechtsbruch 
das Wort reden«, aber Konse- 
quenzen hatte diese ministerielle 
Bewertung nicht. 


Alles nur heiße Luft und dum- 
mes Geschwätz unserer Politi- 
ker! 


Untätig schaut man zu, wie sich 
abgelehnte Asylbewerber, mit al- 
len Tricks und mit Unterstützung 
diverser vom Staat unterstützter 
Organisationen, ihr Bleiberecht 
erschwindeln. Dem gutgläubigen 
Wählervolk wird weiterhin vorge- 
gaukelt, daß konsequent abge- 
schoben würde. 


Das Gegenteil ist der Fall! 


Während im ersten Halbjahr 
2016 die lächerliche Anzahl von 
etwa 13.000 nicht asylberechtig- 
te Migranten abgeschoben wur- 
de, hat sich die Zahl im gleichen 
Zeitraum 2017 noch einmal auf 
etwa 12.000 reduziert. 


Während Frau Merkel von der 
Notwendigkeit einer »nationa- 
len Kraftanstrengung« spricht, 
um Menschen in ihre Heimat 
zurückzuführen, rufen »Erzie- 
herInnen« zum Gegenteil auf. 


»ERZIEHER« GEGEN RECHT UND GESETZ 
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Die Rechnung 
wird erst nach der Wahl präsentiert! 


Uns geht es 
doch so gut ...! 


61 Prozent der Bevölkerung sind 
angeblich (laut Bertelsmann-Stu- 
die) mit ihrer Situation zufrieden, 
sind optimistisch. Zwar steigen 
die Löhne nur mäßig, aber Um- 
sätze und Gewinne der Unter- 
nehmen steigen. Sie produzieren 
mehr und brauchen dafür zusätz- 
liche Arbeitskräfte. Arbeitsplatzsi- 
cherheit gilt für die meisten Men- 
schen als Existenzsicherheit. 
Einige Branchen wie die Immo- 
bilienbranche oder die Touristik 
zeigen darüber hinaus, daß die 
Menschen nicht mehr sparen, 
sondern ihr Geld verbrauchen, 
Anlagen suchen und ihre Rückla- 
gen auflösen. 


Vollbeschäftigung führt auch zu 
sprudelnden Staatseinnahmen 
und — da Schulden nicht zurück- 
gezahlt werden — zu steigenden 
Staatsausgaben. 


Die Regierungsparteien ver- 
sprechen den Wählern in Wahl- 
kampfzeiten sogar einen noch 
stärkeren »Boom«, weiter stei- 
gende Löhne und vor allem auch 
steigende Sozialleistungen. Kein 
Wunder, wenn die Menschen den 
herrschenden Parteien glauben, 
sich in Sicherheit wiegen und 
Kritik oder Gefahren nicht zur 
Kenntnis nehmen wollen. 


Alles nur 
eine Scheinblüte 


Zwischen dem, was die Men- 
schen täglich an Wohlstand 
empfinden und was ihnen auch 
von den herrschenden Parteien 
und ihrer Presse täglich bestätigt 
wird einerseits, und den nur von 
wenigen Kritikern aufgezeigten 
wirklichen Hintergründen unserer 
Situation andererseits liegen Wel- 
ten. So wie ein fröhlicher Schuld- 
ner mit immer neuen Schulden 
sich immer mehr leisten kann, ist 


»Gebt mir die 
Kontrolle über die 
Währung einer 
Nation, und es ist 


mir gleichgültig, 
wer die Gesetze 
macht!« 


Mayer Amschel Rothschild 


auch unser Wohlstand nicht echt, 
sondern künstlich und Schein: 


Eine vom internationalen Fi- 
nanzklüngel dirigierte Spieler- 
truppe aus US-amerikanischen 
und europäischen Zentral- 
banken, nationalen Banken, 
Euro- und nationalen Finanz- 
politikern hat sich seit der 
Finanzkrise 2008 verschwo- 
ren, durch hemmungsloses 
Gelddrucken ein allgemeines 
Glücksgefühl und einen künst- 
lichen »Dauerboom« zu erzeu- 
gen, den Zins als Preis des 
Kapitals abzuschaffen, eine 
Schulden- und Haftungsunion 
einzuführen, damit auch die 
Verlierer im großen Monopoly 
ständig weiterspielen können. 


Möglich wurde die große Geldflut 
dadurch, daß die Zentralbanken 
(Federal Reserve, Europäische 
Zentralbank) die Geldscheine 
oder das Buchgeld nicht mehr 
wertsichern müssen, sondern die 
Geldmenge ohne Wertbindung 
hemmungslos vermehren (in den 
letzten fünf Jahren verdoppeln) 
konnten. Auch wenn dieses Geld 
eigentlich wertloser wurde, ver- 
breitete es doch überall Freude, 
Optimismus, Glaube an Wohl- 
stand und die politischen Geld- 
vermehrer wurden zu den belieb- 
testen Politikern. 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Die Geldflut erhält 
kranke Unternehmen 


Die Finanzjongleure behaupten, 
daß sie mit einer »Geldflutung 
ohne Reue« die klassischen Re- 
geln der Markt- und Finanzwirt- 
schaft überwunden hätten. Ihre 
Kritiker beschimpfen sie als Spiel- 
verderber, weil diese zu Recht 
behaupten, daß die hemmungs- 
lose Geldflutung 


e die automatische Selbstrei- 
nigung durch die konjunkturel- 
len Wechsellagen einer funk- 
tionierenden Marktwirtschaft 
(Aufschwung und Rezession) 
wie in der Natur die Jahreszeiten 
(kein Frühling ohne Winter) auf- 
hebe, 


e zu Überproduktion und zum 
Erhalt von immer mehr unren- 
tablen Unternehmen führe (keine 
Marktbereinigung), also die not- 
wendige »schöpferische Zerstö- 
rung« behindere 


e und dadurch den Zwang zur 
Dynamik und Innovation abtöte, 
so daß die Volkswirtschaft erstar- 
re und international zurückfalle. 


Früher sorgte zum Beispiel der 
Zins als Preis des Kapitals dafür, 
daß das Kapital immer zur ren- 
tabelsten Produktion wanderte 
und die Unrentablen zurückblei- 
ben oder ausscheiden mußten. 
Die große Geldblase aber erhält 
auch überschuldete, unrentable 
und falsch konstruierte Firmen: 
Beispiel Tesla, das trotz ständiger 
Verluste 60 Milliarden Dollar ein- 
gesammelt hat, obwohl dessen 
Produkte immer noch mangelhaft 
sind. 


Das Mittelstandsinstitut Hannover 
schätzt, daß etwa ein Drittel un- 
serer ca. 500.000 Betriebe nicht 
mehr den harten Marktanforde- 
rungen, sondern nur noch der Fi- 
nanzblase ihre Existenz verdan- 
ken und im »Crash« untergehen 
werden. 


DIE STUNDE DER WAHRHEIT KOMMT! 
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Immer mehr 
kranke Banken 


Die Krankheit setzt sich im 
Bankensystem fort. Die gro- 
Re Geldflut hat eine Kredit- und 
Schuldenflut angetrieben, deren 
Bonität immer schwächer wurde. 
Die Banken halten etwa ein Drit- 
tel faule Papiere, die sie aber zu- 
meist an ihre Staatsbanken und 
diese an die großen Geldquel- 
len Fed und EZB weiterreichen 
konnten. Der Präsident der Eu- 
ropäischen Bankenaufsicht, An- 
drea Enria, schätzt allein in Eu- 
ropa die faulen Kredite auf eine 
Billion Euro — nur erhalten durch 
die ständige große Geldflut aus 
der EZB. 


Da auch die Banken wegen des 
Nullzinses an ihrem traditionel- 
len Kreditgeschäft nichts mehr 
verdienen, werden immer mehr 
Banken ertrags- und vermögens- 
schwach und damit existenzge- 
fährdet. Wir haben also nicht nur 
bei den Unternehmen, sondern 
auch bei den Banken und Versi- 
cherern künstlich durch Geldflut 
erhaltene Pleitiers. Wer aber wie 
der Verfasser des Buches »Der 
große Crash-Ratgeber« (Zoller- 
Verlag) auf diese Gefahren hin- 
weist, wird von den Staatsmedien 
bis zur Wahl noch als »Miesma- 
cher« und »Theoretiker« diffa- 
miert. 


Monopoly 
bis zum bitteren Ende 


Das Monopoly mit wachsenden 
Geldsummen und dadurch wach- 
senden Einnahmeüberschüssen 
durch Steuern und Sozialabga- 
ben der Staaten müßte nach der 
Theorie zur Rückzahlung von 
Schulden führen, um die Zukunft 
der nächsten Generationen zu 
sichern. Eine kurzsichtige Po- 
litik verjubelt aber die Einnah- 
meüberschüsse nicht nur durch 
überflüssige Ausgaben, sondern 
auch in wachsender Umvertei- 
lung — sowohl national als auch 
international (EU-Kredite an 
Pleiteländer, Rettungsaktionen). 
Damit wird den Schuldenstaaten 


www.un-nachrichten.de 


der Zwang zu Reformen genom- 
men, sie werden also weiter im 
hemmungslosen Monopoly ein- 
gebunden. Wer jetzt vor der Wahl 
kritisierte, daß dies alles Finanz- 
harakiri und unverantwortliche 
Geld- bzw. Finanzpolitik sei, wird 
von den herrschenden Parteien 
und ihrer Presse niedergemacht. 
Die Täter behaupten allen Ern- 
stes, ihr »Finanzmonopoly« sei 
zukunftsfähig. 


Wodurch könnte 
die Blase platzen? 


In den letzten Jahren sind jährlich 
über 100 Banken zusammenge- 
brochen. Darunter immer auch 
Weltbanken, die jedoch mit na- 
tionalen und Zentralbankgeldern 
aus der Geldschöpfung reguliert 
werden konnten. Das ist zwar 
illegal, aber üblich geworden. 
Jederzeit könnte aber eine Welt- 
großbank so illiquide werden, 
daß sie nicht mehr zu retten ist. 
Dann gibt es den Finanzcrash, 
der durch Zusammenbrüche, 
Abwertung von Währungen und 
Ausbuchung von Darlehen wie- 
der für einen marktwirtschaftli- 
chen Ausgleich zwischen dem 
Geld- und dem Güterstrom unse- 
rer Volkswirtschaften sorgt. 


Die Insolvenz bedeutender Staa- 
ten wie etwa Italien, Frankreich 
oder der USA könnte durch die 
aufgelaufenen Geld-, Kredit- und 
Schuldensummen nicht mehr 
neutralisiert werden. Das würde 


zum Platzen der Finanzblase 
führen. 
Griechenland z.B. ist 2008 mit 


180 Milliarden Euro Schulden 
durch Erlaß von 80 Milliarden 
»gerettet« worden, wurde dann 
immer wieder gerettet und hat 
jetzt über 400 Milliarden Euro 
Schulden, die es nie mehr zu- 
rückzahlen kann. Der schon 
beschlossene Schuldenschnitt 
wurde aber auf die Zeit nach der 
Bundestagswahl verschoben, um 
den Menschen weiter vorzugau- 
keln, ihr an Griechenland gezahl- 
tes Geld sei nicht längst verloren. 
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Auch unsere auf über 850 Milli- 
arden Euro aufgelaufenen deut- 
schen Target-Guthaben bei der 
EZB sind nur noch Scheingutha- 
ben, weil die Schuldnerstaaten 
ihr Verrechnungskonto nie mehr 
ausgleichen können. Hätten wir 
also die Erlöse unserer Exporte 
nicht als Scheinguthaben in den 
Überschüssen angesammelt, 
sondern direkt verschenkt, wäre 
dies im Effekt gleich. Das darf 
aber vor der Wahl nicht gesagt 
werden, um die Menschen nicht 
zu beunruhigen und keinen Zu- 
sammenbruch deswegen auszu- 
lösen. 


Frankreich ist eigentlich plei- 
te, wenn Deutschland ihm nicht 
hilft. Macron hat deshalb schon 
im Wahlkampf eine Haftungs- 
und Schuldengemeinschaft mit 
Deutschland als Lösung verkün- 
det und Merkel hat dies im Prin- 
zip akzeptiert. Aber erst nach der 
Wahl soll der Bürger erfahren, 
daß er mit seinem Geld nicht nur 
Griechenland und Italien, son- 
dern auch Frankreich retten und 
sich auf eine europäische Schul- 
dengemeinschaft (Finanzunion) 
einstellen muß. 


Das Platzen 
ist vorprogrammiert 


Zum »Finanzcrash« wird aber 
auch die übermäßige Sozial- 
belastung führen. Wir haben in 
Deutschland die höchsten Sozial- 
kosten der Welt. Pro Jahrkommen 
nun aus dem Orient und Afrika 
500.000 bis 700.000 Immigranten 
als Hartz-IV-Bezieher nicht nur in 
das laufende Sozialnetz, sondern 
auch in Rentenberechtigung. Die 
Bundesregierung hat dazu den 
Familiennachzug für hunderttau- 
sende aufgenommene Syrer nur 
für zwei Jahre, also bis nach der 
Wahl, aufgeschoben. Ab Oktober 
könnten dann etwa eine Million 
Familienmitglieder dieser Be- 
rechtigten in unser soziales Netz 
fluten und in den nächsten Jah- 
ren so weiter. Schon jetzt hat uns 
die Zuwanderung für zwei Jahre 
etwa 70 Milliarden Euro gekostet. 
Jährlich kommen pro eine Million 


DER ZUSAMMENBRUCH IST VORPROGRAMMIERT 
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Zuwanderer weitere 40 Milliarden 
Kosten dazu. Das Platzen des 
Sozialsystems ist dadurch vor- 
programmiert und würde unsere 
notdürftig durch Sozialleistungen 
zusammengehaltene Gesell- 
schaft sprengen und auch einen 
»Wirtschaftscrash« verursachen. 


Sobald Rentner und Gewerk- 
schaften merken, daß sie ihre 


TARGET2 - 


Sozial- und Rentenansprüche mit 
immer mehr Zuwanderern teilen, 
also verlieren werden, wird die 
Stunde der Wahrheit des »verra- 
tenen Sozialstaates« kommen. 

Unser Wohlstand ist also nicht 
nur künstlich, sondern auch ge- 
fährdet. Der Markt läßt sich nicht 
betrügen. Die Marktkräfte werden 
das künstliche und überladene 


Was ist das 


und wie funktioniert es? 


»TARGET2 ist das Zahlungs- 
system der Zentralbanken des 
Eurosystems für die Abwicklung 
eilbedürftiiger EuroZahlungen. 
Es ist als Echtzeit-Bruttosystem 
(Real-Time Gross Settlement 
[RTGS] System) ausgestaltet, 
d.h. die Zahlungen werden kon- 
tinuierlich verarbeitet und mit so- 
fortiger Finalität gebucht. TAR- 
GET steht für TransEuropean 
Automated Real-time Gross 
Settlement Express Transfer, 
die 2 für die 2. Generation des 
Systems. |...] 


TARGET2 wickelt Großbetrags- 
zahlungen und eilbedürftige 
Transaktionen in sicherem Zen- 
tralbankgeld sofort und endgül- 
tig, auch grenzüberschreitend, 
ab und reduziert so die Risiken 
im Zahlungsverkehr« 


Mit diesen Sätzen bewirbt die 
Deutsche Bundesbank das eu- 
ropäische Zahlungssystem auf 
ihrer Internetseite. 


»Reduziert so die Risiken im 
Zahlungsverkehr«, klingt für den 
Laien erst einmal gut, funktio- 
niert auch gut, zumindest für die 
beteiligten Banken und Unter- 
nehmen. 


Der Teufel steckt wie immer im 
Detail, in diesem Fall in der Art 
des Geldflusses. Im Internet 
findet sich dazu ein fiktives Bei- 
spiel, welches wir nachfolgend 
wiedergeben, besser können wir 
es auch nicht erklären: 


»Ein italienischer Unterneh- 
mer kauft bei einem deutschen 
Unternehmen Waren im Wert 
von einer Million Euro. Die 
deutsche Firma liefert die Wa- 
ren an den italienischen Unter- 
nehmer. 


Der Italiener überweist seiner 
Geschäftsbank den geschul- 
deten Betrag. 


Die Geschäftsbank des Italie- 
ners überweist den Betrag an 
die italienische Zentralbank 
(Banca d'Italia). 


Jetzt wird es interessant: Die 
italienische Zentralbank über- 
weist diesen Betrag jedoch 
NICHT an die Europäische Zen- 
tralbank (EZB), sondern läßt 
bei der EZB lediglich vermer- 
ken, daß man der deutschen 
Zentralbank (Bundesbank) ei- 
ne Million Euro schuldig ist. 


Die EZB teilt der Bundesbank 
mit, daß diese nun eine Forde- 
rung in Höhe von einer Million 
Euro an die italienische Zen- 
tralbank hat. 


Die Bundesbank überweist 
eine Million Euro an die Haus- 
bank des deutschen Unterneh- 
mens. 


Die Hausbank überweist den 
Betrag auf das Geschäftskon- 
to des deutschen Unterneh- 
mens. 


Damit hat das Unternehmen 
den Betrag für seine Ware er- 
halten, dieser stammt jedoch 
nicht vom italienischen Unter- 
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Konstrukt schon bald reißen las- 
sen oder brechen. 


Die Menschen, denen es angeb- 
lich hier so gut geht und die vor 
der Wahl nicht daran glauben, 
daß es einmal wieder schlech- 
ter werden könnte, werden sich 
dann nach der Wahl von lügneri- 
schen Politikern, betrügerischen 
Finanz- und Bankmanagern, un- 


nehmer, sondern von der Deut- 
schen Bundesbank.« 


Durch dieses Vorgehen kön- 
nen europäische Zentralbanken 
Schulden anhäufen, für es keine 
Obergrenze gibt. 


Das ist also so, als könnte man 
täglich zur Bank gehen und ohne 
Prüfung oder Sicherheiten jeden 
Tag einen neuen Kredit bekom- 
men, ohne Obergrenze! 


Natürlich halten die einzel- 
nen Zentralbanken ihren Sal- 
do nach. Die Deutsche Bun- 
desbank beziffert diesen so: 
»Forderungen der Bundes- 
bank aus TARGET2: Betrag: 
856.510.393.240,36 Euro 
(Stand: 31. Juli 2017)«. 


Über 850 Milliarden Euro! Dafür 
erhält die Bundesbank natürlich 
Zinsen. Der Zinssatz entspricht 
dem »Hauptrefinanzierungs- 
satz« der EZB, also dem soge- 
nannten Leitzins. Dieser liegt 
aktuell bei null Prozent. 


Was passiert, wenn das Target- 
System zusammenbricht? 


Da die Verbindlichkeiten eini- 
ger Staaten inzwischen so hoch 
sind, daß diese niemals ausge- 
glichen werden können, werden 
die Forderungen der anderen 
Staaten wertlos sein. 


Die Frage ist also nicht ob, 
sondern wann das ganze Sy- 
stem zusammenbricht! 


Das deutsche Unternehmen 
hat sein Geld zwar vom italie- 
nischen Unternehmen erhalten, 
bezahlt hat es jedoch der deut- 
sche Steuerzahler! 


MILLIARDEN FÜR DIE TONNE? 
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ersättliichen Sozialfunktionären 
und deren willfährigen Medien 
betrogen fühlen. Millionen Im- 
migranten wollen ins »Paradies 
Deutschland«. Auch diese wer- 
den mit Gewalt reagieren, wenn 
sie die Sozialleistungen, zu deren 
Zweck sie gekommen sind, nicht 
mehr bekommen können. 


Welcher »Crash« 


droht eher? 


Vielleicht werden aber ein »Fi- 
nanzcrash« oder ein »Sozial- 
crash« schon schneller durch ei- 
nen »Crash« aus Kriegsgründen 
überholt, ganz abgesehen vom 
aktuellen Fall Nordkorea: Clinton 
hatte im Wahlkampf einen Krieg 
gegen Rußland in der Ukraine 
und in Syrien versprochen. Dies 
ist zum Glück verhindert worden, 
weil Clinton nicht gewählt wurde. 
Der »tiefe Staat« (Kohl umschrieb 
ihn mit »die amerikanische Ost- 
küste«) in den USA will aber 
auch Präsident Trump zum Krieg 
gegen Rußland treiben mit Pres- 
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sehetze wegen jeden Kontakts 
seiner Mannschaft mit Rußland 
und mit Wirtschaftssanktionen, 
die praktisch schon einen Wirt- 
schaftskrieg darstellen. 

Die USA sind total überschuldet, 
stehen mit dem Rücken an der 
Wand. Immer haben politische 
Systeme, welche nicht mehr wei- 
ter wußten, den Krieg als letzten 
Ausweg gewählt. Die US-Hochfi- 
nanz sieht ihr Welt-Dollar-Impe- 
rium zusammenfallen, hat sich 
in die höchste Verschuldung der 
Weltgeschichte geflüchtet und 
findet keinen Ausweg aus ihrem 
Schuldenturm mehr. Krieg würde 
ihr nicht nur Entlastung, sondern 
der mächtigen US-Rüstungsin- 
dustrie wieder reichlich Aufträge 
geben, so daß wie im Ersten und 
im Zweiten Weltkrieg ein neuer 
Produktionsboom in den USA 
möglich würde. 


»Crash« als Chance? 


Auf deutsche Wahlen oder Wahl- 
ergebnisse werden die US-Hoch- 


Die US-Sanktionsherrschaft über Europa 


Das US-Repräsentantenhaus 
hat Ende Juli neue Sanktionen 
gegen Rußland und die EU be- 
schlossen. 


Diese Sanktionen richten sich 
vor allem gegen die North- 
Stream-2-Gasleitung von Ruß- 
land durch die Ostsee nach 
Deutschland. 


Ausdrücklich wird diese Direkt- 
gasversorgung von Rußland 
nach Deutschland bekämpft, 
weil sie: 

e die ukrainischen und pol- 
nischen Interessen verletze 
(Durchleitungsgebühren), 


e die Übernahme des europä- 
ischen Gasmarktes durch Flüs- 
siggas aus USA behindere und 
e eine Verstärkung der Wirt- 
schaftskooperation zwischen 
Rußland und der EU darstelle, 
die nicht sein dürfe. 

Damit soll nicht nur Rußland 
sanktioniert werden, sondern 


alle Firmen, die sich in irgendei- 
ner Weise direkt oder indirekt am 
Bau der Nord-Stream-Leitung, 
deren Reparatur und auch ande- 
rer russischer Gasleitungen oder 
indirekt an der Planung oder Fi- 
nanzierung dieser Gasleitung 
beteiligen, von den USA unter 
Strafe gestellt werden. 


Ganz offen geben die US-Ame- 
rikaner zu, daß sie allein wirt- 
schaftliche Interessen durch die- 
se Sanktionen, unabhängig von 
allen politischen Argumenten, 
durchsetzen wollen. Sie wollen 
den europäischen Gasmarkt 
übernehmen und die Russen 
hinausdrängen. Dem dienten die 
Sanktionen. 

Während aus der deutschen Po- 
litik nur laute Proteste zu hören 
waren, hat die EU zum ersten 
Mal die USA mit Gegensanktio- 
nen bedroht. 

Mit dem Versuch der US-Ame- 
rikaner, die russischen Gaslie- 
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finanz und die Clinton-Clique kei- 
ne Rücksicht nehmen. Sie wollen 
den Krieg so schnell wie möglich 
und können sich auf Merkel stüt- 
zen, die schon Obamas Waden- 
beißer gegen Putin und treue 
Gefolgsfrau aller US-amerikani- 
schen Pläne war. 


Bis zur Wahl verordnen uns unse- 
re Euro-Politiker wie einem Dro- 
genkranken nur weitere Drogen- 
dosen, statt mit Entzug Heilung 
anzustreben. Nach der Wahl aber 
läßt sich nicht mehr verschwei- 
gen, verlängern oder vertuschen, 
sondern werden die Rechnungen 
für falsche Versprechen, falsche 
Politik und Schuldentreiberei prä- 
sentiert. Die Zeit für Korrekturen 
in kleinen Schritten ist vorbei. 
Eine Gesamtkorrektur steht an. 
Nur ein Crash kann die Macht der 
Täter brechen. 


Vielleicht aber ist ein »Crash«, so 
furchtbar die Folgen für den Ein- 
zelnen sein mögen, die einzige 
Chance für einen Umbruch. 


ferungen nach Europa und ins- 
besondere nach Deutschland 
durch US-amerikanisches Flüs- 
siggas aus »Fracking« zu erset- 
zen, wird also ein neuer Wirt- 
schaftskrieg um die Vorherrschaft 
der USA in Europa eröffnet. 
Trump hat das Gesetz des Re- 
präsentantenhauses inzwischen 
unterschrieben. Es gilt nun. 
Damit wird interessant, ob über- 
haupt und in welchem Maße die 
europäische Politik vor der Welt- 
macht wieder zu Kreuze kriecht 
oder ihr zu widerstehen wagt. 
Es geht immerhin um den Gas- 
preis für die gesamte Bevölke- 
rung, deren Liefersicherheit und 
die Freiheit für deutsche Banken 
und Firmen, außerhalb der USA 
freie Geschäfte machen zu dür- 
fen oder deren Veto zu unterlie- 
gen. 
Es ist für Europa und insbe- 
sondere für Deutschland Zeit, 
sich aus dieser Zwangsjacke 
zu befreien! 

Prof. Dr. Eberhard Hamer 


EINE BEFREIUNG TUT NOT! 
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Im Rausch der »Willkommenskultur« 


Einsicht ist der erste 


Schritt zur Besserung! 


Die Medien machten sich zum 
Sprachrohr der »politischen Eli- 
te« und hätten die Sorgen und 
Ängste des Volkes ignoriert. Zu 
diesem Ergebnis kommt die Stu- 
die der Oftto-Brenner-Stiftung 
»Die „Flüchtlingskrise“ in den 
Medien« von Michael Haller. Die- 
se Studie behandelt die Flücht- 
lingspolitik der Bundesregierung 
in den Jahren 2015 und 2016 und 
die Rolle der Medien. 


»Die in der Einführung gestellte 
Frage, ob es bei der Vermittlung 
des Flüchtlingsthemas zwischen 
Bundespolitikern, den Leitmedi- 
en und den Folgemedien (lokale 
Presse) in Bezug auf die poli- 
tische Linie der Bundeskanzlerin 
eine Konsonanz gab, haben un- 
sere Analysen bejaht.« 


»Die Textanalysen belegen -— 
was die Sinnfüllung des Narrativs 
„Willkommenskultur“ betrifft — ei- 
nen hohen Gleichklang zwischen 
den Politiker- und den Medien- 
aussagen. Von daher ist die Deu- 
tung gut gestützt, daß mit dem 
„Framing“ _[Schubladendenken 
- d.Red.] des Komplexes Flücht- 
lingspolitik/Willkommenskultur 
eine spezifische Diktion verbrei- 
tet wurde, die im Frühsommer 
2015 die Öffentliche Meinung so 


stark prägte, daß abweichende 
Positionen nicht mehr gehört 
wurden.« 


»Annähernd 83 Prozent aller Zei- 
tungsberichte vermittelten das 
Leitbild Willkommenskultur in 
einem positiven oder mehr posi- 
tiven Sinne. Über Bedenkenträ- 
ger oder Skeptiker wurde eher 
selten berichtet.« 


Die Folgen dieser Berichter- 
stattung sind bekannt. Medien 
und Journalisten verlieren mehr 
und mehr vom letzten Rest ihrer 
Glaubwürdigkeit. Das Volk zeigt 
sein »Vertrauen« in die Medien 
mit dem Begriff »Lügenpresse«. 


Aufmerksame Beobachter haben 
das Gefühl, daß sich Politiker 
und Medien in einem drogenähn- 
lichen kollektiven Willkommens- 
rausch befanden und sich darin 
überschlugen, diese katastro- 
phale Willkommenskultur ab- 
zufeiern. 


Diffamieren und 
mundtot gemacht 


Wer sich diesem »Rausch« wi- 
dersetzte, wurde ins Abseits ge- 
drängt. Rechtsradikaler, Populist 
oder Rassist waren inoffiziell die 
Worte des Jahres und bestimm- 
ten die Berichterstattung über all 
jene, die dieser Willkommenseu- 
phorie kritisch gegenüberstan- 
den. 


All jene gerieten ins Faden- 
kreuz der Massenpropaganda, 
die in den Flüchtlingen nicht 
die propagierten Facharbeiter 
sahen, sondern das, was viele 
sind: schlecht ausgebildete 
Wirtschaftsmigranten. 

»Erst nach der Silvesternacht 
2015/16«, so Michael Hal- 
ler, »entdeckten die Medien 
die reale Wirklichkeit hinter 
der wohlklingenden Willkom- 
mensrhetorik«. 


Trotz Einsicht doch 
keine Änderung? 


Wie uns die letzten Monate 
zeigten, kam diese Einsicht zu 
spät. Zu spät für die Opfer der 
Terroranschläge und zu spät für 
die Opfer der zusätzlich impor- 
tierten Kriminalität, aber auch zu 
spät, um die Fehler rückgängig 
zu machen. 


Trotz dieser Einsicht werden die 
etablierten Medien und die bun- 
desdeutschen Politiker nach den 
Bundestagswahlen einfach alle 
so weitermachen wie bisher. 


Der Präsident des Bundes- 
verbandes Deutscher Zei- 
tungsverleger (BDZV) und 
Vorstandsvorsitzender vom 


Springer-Medienkonzern, Mathi- 
as Döpfner: 


»Wir sehen einen wachsenden 
Graben zwischen politischen 
Eliten und den Medien auf der 
einen Seite und der sogenann- 
ten normalen Bevölkerung auf 
der anderen. 


[..] Manche Journalisten ver- 
stehen sich inzwischen als Po- 
litikberater und betreiben einen 
Journalismus, der sich an ein 
paar Eingeweihte richtet, denen 
sie Codewörter zurufen. Der ei- 
gentliche Empfänger ist nicht 
mehr der normale, intelligente, 
aufgeschlossene, aber nur be- 
dingt informierte Leser, sondern 
die Kollegen, Politiker, Künstler 
oder Wirtschaftsführer.« 
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Kurzmeldungen: 


Das Kreuz 
mit dem Kreuz 


In UN 7/2017 berichteten wir, daß 
eine »engagierte« Musiklehrerin 
in dem kleinen pfälzischen Ört- 
chen Herxheim im Turm der dor- 
tigen Jakobskirche eine Glocke 
mit Hakenkreuz und dem Spruch 
»Alles fürs Vaterland« entdeckt 
hatte. Sofort setzte die übliche 
Schnappatmung und Empörung 
bei unseren Gutmenschen ein. 


Der Bürgermeister, Ronald 
Becker, riet zur Besonnenheit. 
Schon damals befürchteten wir, 
daß ihm dies nicht gut bekom- 
men würde. Wir mußten recht 
behalten: Nachdem Becker auch 
noch einige »relativierende Äu- 
ßRerungen« zum Dritten Reich 
machte, wird er nun von den 
Freien Wählern mit einem Par- 
teiausschluß bedroht. 


Dies alles wird vom satten Bun- 
desbürger mit einem Achselzuk- 
ken zur Kenntnis genommen - 
ohne zu erkennen, daß morgen 
er selbst zum Opfer der linken 
Hetze gemacht werden kann. 


Islamistische Milizen 
in Deutschland 
untergetaucht 


Sie kämpften für eine syrische 
Terrormiliz und reisten als 
Flüchtlinge nach Deutschland. 
Rund 60 ehemalige Angehörige 
der Einheit Liwa Owais al-Qarni 
sollen sich derzeit in der Bundes- 
republik aufhalten, wie Der Spie- 
gel (Ausgabe 36/2017) unter Be- 
rufung auf Sicherheitsbehörden 
berichtete. 


Demnach waren ihre Mitglie- 
der an »diversen Massakern an 
gefangenen Zivilisten und sy- 
rischen Soldaten« beteiligt. Da- 
bei sollen mindestens 300 Men- 
schen getötet worden sein. 


Die Truppe hatte den Angaben 
zufolge im syrischen Bürger- 
krieg zunächst auf Seiten der 
Freien Syrischen Armee (FSA) 
gekämpft und war dann zur al- 
Nusra-Front gewechselt, die den 
IS unterstützte. 


In der Bundesrepublik sollen der- 
zeit Ermittlungsverfahren gegen 
25 ehemalige Kämpfer der Ein- 


L sebe [Leser gAHZ rar: 


Nie waren UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN so notwen- 


dig wie heute! 


Am 23.8.2017 meldete Die Welt kompakt, Facebook habe 
»im Vorfeld der Bundestagswahl Zehntausende Konten ge- 
löscht«. Es seien Texte, »die im Verdacht stehen, Falschin- 
formationen oder irreführende Inhalte zu verbreiten.« 


Im Vorfeld der Bundestagswahl, also in wenigen Monaten oder 
Wochen, haben demnach irgendwelche Hanseln entschieden, 
was ihrer Meinung nach »falsch« oder »irreführend« sei und 
was man nun nicht mehr lesen darf. Wie man das bei Zehntau- 
senden Konten auf die Schnelle gründlich prüfen kann, bleibt 


wohl ein Facebook-Geheimnis. 


Ein Verdacht allein rechtfertigt zwar eine gründliche Prüfung, 


jedoch noch lange keine Zensur! 


Unabhängige Zeitschriften wie die UN zu unterstützen, 


wird damit immer notwendiger! 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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heit laufen. Die Behörden gin- 
gen zudem davon aus, daß sich 
mehr als 30 weitere Kämpfer der 
Gruppe in Deutschland aufhal- 
ten. 


Allerdings seien viele noch nicht 
zweifelsfrei identifiziert oder auf- 
gespürt worden. 


Linkspartei bastelt sich 
ein »Nazi-Problem« 


Die selbsternannten Hüter der 
Toleranz beherrschen ihr Hand- 
werk immer noch. Straftaten un- 
ter falscher Flagge zu begehen 
gehört schon seit Jahrzehnten 
zum Standardprogramm linker 
Gruppierungen. 


Richtig abenteuerlich wird es al- 
lerdings, wenn die Partei »Die 
Linke« aktuell für einen Wahlspot 
zur Bundestagswahl Hakenkreu- 
ze und »Ausländer-raus«-Paro- 
len sprühen läßt, um diese dann 
werbewirksam wegwischen zu 
können. So geschehen im Berli- 
ner Stadtteil Wedding, wo dieser 
Spot gedreht wurde. 


Unverfroren argumentierte ihr 
Sprecher Hendrik Thalheim: 


»In unserem Wahlspot bebildern 
wir gesellschaftliche Realität in 
unserem Land und linke Vor- 


Facebook hat im Vorfeld der 
Bundestagswahl Zehntausen- 
de Konten gelöscht, die im 
Verdacht stehen, Falsch- 
informationen: oder irrefüh- 
rende Inhalte zu verbreiten. 
Das teilte das Unternehmen 
am Dienstag mit. Ähnliche 
Aktionen hatte das soziale 
Netzwerk auch im Vorfeld 
der Parlamentswahlen in 
Großbritannien und der Prä- 
sidentschaftswahl in Frank- 
reich unternommen. Die 
Löschaktionen beruhen auf 
einer internen Richtlinie, die 
im April 2017 veröffentlicht 
worden war. 
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schläge und Antworten dazu. 
Hakenkreuz und Spruch wurden 
nicht auf den Rolladen gebracht, 
um dies zu zeigen, sondern um 
das Abwischen, also das Beseiti- 
gen von derartigen Symbolen zu 
zeigen.« 


So schaffen sich diese Mensch- 
heitsbeglücker ihre eigenen Fak- 
ten! Wo es kein »Nazi-Problem« 
gibt, wird es mal so eben mit 
links konstruiert. 


Wulff: Siegt Gier 


als Modell, wie einige Gerüchte 
besagen). 

Ein aktueller Handelsregisteraus- 
zug (Stand: 21.4.2017) gibt ihn 
als Prokuristen aus, die Anschrift 
der Yargici Deutschland GmbH 
war bis April identisch mit Wulffs 
Hamburger Rechtsanwaltskanz- 
lei in bester Innenstadtlage. 


Nachdem ihm während seiner 
Amtszeit schon klar war, daß »der 
Islam zu Deutschland gehört«, 
sorgt er wohl nun dafür, daß die 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Rücktritt »Anstand und Würde« 
in das Präsidentenamt zurück- 
bringen sollte. 


Seit 2012 wurden die Bezüge 
des amtierenden Bundespräsi- 
denten und damit auch die seiner 
Vorgänger von 199.000 auf rund 
250.000 Euro aufgestockt. 


Weiterhin stehen einem ehe- 
maligen Bundespräsidenten 
Büroräume, eine Büroleitung 
und weiteres Personal, dazu ein 
Dienstwagen mit Fahrer zur Ver- 


über Anstand? türkischen Frauen in Deutsch- fügung. 
Ectindepäuert Chan N," Mens Ladestäch Jasonin Gavoi nai davon a 
Wulff (58), christlich-demokra- Ra ee 


tisch geprägt, war auch schon in 
der Vergangenheit sehr auf seine 
persönlichen Vorteile bedacht. 
Seit Ende April ist er Prokurist ei- 


flanieren können. 


Aber wieso sollte sich der Cha- 
rakter dieses Herren auch än- 
dern?! 


Mitte August bezog er sein »Ru- 
hestandsbüro«, bestehend aus 
neun Büros mit insgesamt knapp 
200 qm. 


Allein für seine zwei Büroleiter, 


ner türkischen Modekette. G -Qi N 

auck: Siegt Gier l . , j 
Wahrscheinlich reicht ihm sein FS eine Referentin, seine persön- 
»Ehrensold« als Ex-Bundesprä- : liche Sekretärin und seinen 
sident nicht aus. Auch wenn er Viele Politiker, darunter auch der persönlichen Fahrer ergeben 


Einkünfte aus anderen Tätig- 
keiten bezieht, wird dieser Be- 
trag nicht gekürzt. Momentan 
verdient Wulff als Anwalt schon 
hinzu, aber das ist ihm wohl nicht 
genug. Also heuerte er bei der 
türkischen Modefirma Yargici an, 
um die Expansion in Deutsch- 
land voranzutreiben (und nicht 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- 
stenbeiträge mit diesem Vordruck 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon 


jetzige Bundespräsident Frank- 
Walter Steinmeier, hatten gleich 
nach Wulffs Rücktritt gefordert, 
die Regeln für den »Ehrensold« 
zu überarbeiten. Das Ergebnis 
sieht jedoch anders aus, als es 
sich viele Bürger wohl vorge- 
stellt hatten. Das zeigt sich nun 
an dem Mann, der nach Wulffs 


erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 


sich laut Der Spiegel (Ausgabe 
34/2017) Personalkosten von 
385.000 Euro. 


Daß es auch anders geht, bewies 
Altbundespräsident Horst Köhler, 
der sich aktuell für Afrika einsetzt. 
Wie SPON am 4.3.2012 berichte- 
te, nimmt Köhler seinen »Ehren- 
sold« nicht in Anspruch. 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
Sie von Ihrer Hausbank. 
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»Mehr als 100.000 Ille- 
gale- und diesmal der 
Großteil aus Schwarz- 
afrika — landeten seit 
Jahresbeginn 2017 in 
Italien an. Die Vorhu- 
ten sind inzwischen in 
Südtirol angekommen 
und pochen an die 
Brennerpforte. Daß es 
dazu kam und daß der 
Zustrom von nichts 
und niemandem ge- 
bremst weitergeht, ist 
kein Schicksalsschlag 
und auch kein Zufall, 
sondern direkte Folge 
einer eiskalten politi- 
schen Entscheidung, 
NICHTS zu tun. Das ist 
die banale Wahrheit.« 


Karl Richter in Nation in Europa 


www.un-nachrichten.de 
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Das wirklich Allerletzte! 


Polen prüft 
Reparationsforderungen 
an Deutschland 


78 Jahre nach dem von Polen 
provozierten Beginn und 72 Jah- 
re nach Ende des Zweiten Welt- 
krieges fordert die polnische 
Regierung erneut deutsche Repa- 
rationszahlungen. 


»Es ist nicht wahr, daß Polen auf 
Kriegsreparationen verzichtet hat, 
die uns aus Deutschland zuste- 
hen«, erklärte Verteidigungsmini- 
ster Antoni Macierewicz, obwohl 
Polen schon 1953 in einem Doku- 
ment auf weitere Reparationszah- 
lungen verzichtet hatte. 


Zuvor hatte die DDR Reparations- 
zahlungen geleistet und auch die 
BRD zahlte mehr als 250 Millio- 
nen DM. 

Wohl als Antwort auf bundesdeut- 
sche Kritik an Polens aktueller 
Politik hatte Jarostaw Kaczyński, 
Vorsitzender der Regierungspar- 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 
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DAS LETZTE 


tei PiS, Anfang August eine »hi- 
storische Gegenoffensive« sei- 
nes Landes angekündigt: »Wir 
reden über gewaltige Summen 
und auch über die Tatsache, daß 
Deutschland sich viele Jahre lang 
geweigert hat, die Verantwortung 
für den Zweiten Weltkrieg zu 
übernehmen.« 


Darüber, daß Polen nach 1945 
mehr als ein Viertel des Deut- 
schen Reichsgebietes völker- 
rechtswidrig okkupiert, unermeß- 
liche Werte geraubt, Zigtausende 
in KZ-Lagern gequält, viele er- 
mordet und Millionen Deutsche 
brutal aus ihrer Heimat vertrieben 
hat, sprach Herr Kaczyński nicht. 
Geschichtserfahrenen, älteren 
Deutschen kommen nur zwei Wor- 
te in den Sinn: »Typisch Polen!« 


Besuche uns auf Facebook: 
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